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A. Problem 

Die Freie Hansestadt 'Bremen  weist im Vergleich zu den ande-
ren Bundesländern besonders schwerwiegende Strukturpro-
bleme auf. Die Wirtschaftskraft des Zwei-Städte-Staates muß 
dringend gestärkt werden. Dazu ist Bremen als kleinstes und 
inzwischen finanzwirtschaftlich leistungsschwächstes Land 
mit besonders hoher Aufgabenlast allein nicht in der Lage. 

B. Lösung 

Der Bund gewährt in den Jahren 1985 bis 1987 Finanzhilfen 
für besonders bedeutsame Investitionen zur Stärkung der 
Wirtschaftskraft der Freien Hansestadt Bremen. Die Finanz-
hilfen betragen insgesamt 300 Mio. DM und werden in 
gleichen Jahresbeträgen gewährt. 

Der darauf abzielende Gesetzesantrag entspricht dem Gesetz-
entwurf, den die Bundesregierung am 4. Juli 1984 zugunsten 
des Saarlandes beschlossen hat. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Der vorliegende Gesetzentwurf belastet den Bund im 
Zeitraum von 1985 bis 1987 mit Ausgaben von insgesamt 
300 Mio. DM. 
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Entwurf eines Gesetzes über Finanzhilfen des Bundes nach Artikel 104a Abs. 4 GG 
an die Freie Hansestadt Bremen 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Der Bund gewährt der Freien Hansestadt Bre-
men Finanzhilfen für besonders bedeutsame Inve-
stitionen zur Verbesserung ihrer Wirtschaftskraft 
in Höhe von insgesamt 300 Mio. Deutsche Mark. 
Die Finanzhilfen werden in den Jahren 1985 bis 
1987 in Jahresbeträgen von 100 Mio. Deutsche Mark 
gewährt. 

§ 2 

Durch die Finanzhilfen des § 1 werden folgende 
Arten von Investitionen gefördert: 

1. Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrsin-
frastruktur, 

2. Maßnahmen zur Schaffung neuer Arbeitsplätze 
oder zum Ersatz von Arbeitsplatzverlusten vor-
nehmlich in der Schiffbau-, Stahl- und Fischin-
dustrie, insbesondere durch Zuschüsse zu Sach-
investitionen an Unternehmen, 

3. sonstige Maßnahmen zur Verbesserung der In-
frastruktur, insbesondere die Erschließung von 
Gewerbeflächen. 

§ 3 

Begleit- und Folgemaßnahmen werden nur geför-
dert, wenn sie in unmittelbar ursächlichem Zusam-
menhang mit den Maßnahmen nach § 2 stehen. 

(1) Die Finanzhilfen werden nach Maßgabe einer 
jährlich fortzuschreibenden Förderungsliste des 
Bundes gewährt, die auf der Grundlage einer För-
derungsliste des Landes erstellt wird. Die Förde-
rungsliste des Bundes enthält die einzelnen vorge-
sehenen Maßnahmen, die Höhe der förderungsfähi-
gen Ausgaben, den Finanzierungsplan, den voraus-
sichtlichen Durchführungszeitraum und eine Kurz-
beschreibung der Maßnahmen. 

(2) Das Land übersendet dem Bund jährlich bis 
zum 1. Oktober seine Förderungsliste für das näch-
ste Jahr mit dem Antrag auf Gewährung der Fi-
nanzhilfen. 

(3) Der Bund ist berechtigt, einzelne Maßnahmen 
nicht in seine Förderungsliste aufzunehmen, soweit 
sie den in diesem Gesetz festgelegten Zweckbin-
dungen nicht entsprechen. 

§ 5 

(1) Die Finanzhilfen des Bundes betragen 90 vom 
Hundert der förderungsfähigen Ausgaben. 

(2) Die Haushaltsmittel des Bundes werden an 
das Land zur selbständigen Bewirtschaftung gege-
ben. Der Senator für Finanzen der Freien Hanse-
stadt Bremen ist ermächtigt, die zuständige Bun-
deskasse zur Auszahlung der benötigten Kassen-
mittel an die zuständige Landeskasse anzuweisen. 

§ 6 

(1) Das Land übersendet dem Bund innerhalb von 
fünf Monaten nach Abschluß des Haushaltsjahres 
einen Bericht über die Durchführung und den 
Stand der Maßnahmen. Es berichtet weiter über die 
Höhe der bewilligten, der an das Land ausgezahlten 
und der verausgabten Bundesmittel sowie der ver-
ausgabten Landesmittel. 

(2) Das Land berichtet auch über den jeweiligen 
Abschluß einer Maßnahme. Der Bericht muß einen 
zahlenmäßigen Nachweis und eine Sachdarstellung 
enthalten. 

§ 7  

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

§ 8 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1985 in Kraft. 

Bonn, den 18. Oktober 1984 

Dr. Vogel und Fraktion 
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Begründung 

I. Allgemeines 

Die Freie Hansestadt Bremen leidet im Vergleich 
zum übrigen Bundesgebiet unter einer besonderen, 
sich ständig verschärfenden nachhaltigen Schwä-
che ihrer Wirtschaft. Seit Mitte der siebziger Jahre 
sind Wirtschaftskraft, Wirtschaftswachstum und 
Arbeitsmarkt infolge sich häufender lang andau-
ernder Krisen in mehreren Wirtschaftszweigen 
deutlicher als in jedem anderen Bundesland durch 
negative Tendenzen geprägt. Die wirtschaftliche 
Entwicklung des kleinsten Bundeslandes ist inzwi-
schen von der des übrigen Bundesgebietes spürbar 
abgekoppelt. Der Abstand droht sich weiter zu ver-
größern. Zum Ausgleich der unterschiedlichen Wirt-
schaftskraft und zur Förderung des wirtschaftli-
chen Wachstums muß die Wirtschafts- und Infra-
struktur Bremens darum alsbald wirksam verbes-
sert werden. Die erforderlichen Mittel für die dar-
auf abzielenden besonders bedeutsamen Investitio-
nen kann Bremen wegen seiner ökonomisch be-
dingten finanzwirtschaftlichen Leistungsschwäche 
nicht allein aufbringen. Damit steht zu befürchten, 
daß das Land Bremen mittelfristig die ihm zugewie-
senen wichtigen Aufgaben mit zugleich überregio-
naler Bedeutung trotz entsprechender Anstrengun-
gen aus eigener Finanzkraft nicht mehr erfüllen 
kann. Dieser Gefahr muß auch durch eine finan-
zielle Beteiligung des Bundes an den vorgesehenen 
Investitionen begegnet werden. Bremen ist ange-
sichts dieser ungünstigsten Lage unter allen Bun-
desländern nur noch mit dem Saarland zu ver-
gleichen, für das die Bundesregierung die Notwen-
digkeit von Finanzhilfen für besonders bedeutsame 
Investitionen zur Stärkung seiner Wirtschaftskraft 
durch Beschluß vom 3. Juli 1984 bereits anerkannt 
hat. Durch dieses Gesetz, das entsprechende Hilfen 
vorsieht, kommt der Bund gegenüber der Freien 
Hansestadt Bremen seiner verfassungsrechtlichen 
Verpflichtung nach, die Länder bei einer Finanzhil-
fenverteilung gemäß Artikel 104 a Abs. 4 Grundge-
setz nach gleichen Maßstäben zu behandeln. 

Entscheidende Ursache für die ungünstige Wirt-
schaftslage im Land Bremen ist die einmalige Zu-
sammenballung von Problembranchen. Bremen hat 
mit dem Schiffbau, der Eisen- und Stahlgewinnung, 
der Fischwirtschaft sowie der Nahrungs- und Ge-
nußmittelindustriestruktur- und wachstumsschwa-
che industrielle Wirtschaftszweige mit unterdurch-
schnittlicher Entwicklung der Beschäftigtenzahlen 
und anhaltenden überdurchschnittlichen Arbeits-
platzrisiken gehäuft aufzuweisen wie kein anderes 
Bundesland. Im bremischen produzierenden Ge-
werbe ergaben sich daraus seit Mitte der siebziger 
Jahre bundesweit die massivsten Beschäftigungs-
einbrüche. Sie konnten wegen der gleichzeitigen 
Wachstumsschwäche des Dienstleistungsgewerbes 
nicht aufgefangen werden. Seit Jahren verzeichnet 
Bremen das schwächste Wirtschaftswachstum und 
die höchste Arbeitslosenquote aller Bundesländer. 

Die Arbeitslosigkeit in Bremen nimmt, wie die 
neueste Entwicklung beweist, zu und entfernt sich 
stetig weiter vom Bundesdurchschnitt. 

Durch die anhaltende Krise sind die finanziellen 
Möglichkeiten der Wirtschaft und der öffentlichen 
Hand in Bremen zu sehr gebunden worden, als daß 
die wirtschaftliche Problemstruktur in erforderli-
chem Ausmaß hätte aufgelockert werden können. 
Den für die Entwicklung zukunftsorientierter und 
leistungsfähiger Wirtschaftsbranchen erforderli-
chen Investitionen waren zu enge Grenzen gesetzt. 

Aus der Struktur- und Wachstumsschwäche seiner 
Wirtschaft, aus seiner oberzentralen Funktion für 
das niedersächsische Umland und aus dem ihm zu-
gewiesenen Sonderauftrag, Seehandel, Seeschiff-
fahrt und Seefischerei zu pflegen, folgt für das Land 
Bremen gleichsam strukturbedingt eine besonders 
hohe Aufgabenlast, der die inzwischen geringste Fi-
nanzkraft aller Bundesländer gegenübersteht. Das 
schlägt sich in den finanzwirtschaftlichen Kennda-
ten nieder. Seit Jahren verzeichnet Bremen die 
höchsten Schulden je Einwohner, die höchste Zins-
lastquote, die geringste Investitionsquote und, mit 
dem Saarland, die höchste Kreditfinanzierungsquo-
te. Ein Vergleich der mittelfristigen Finanzplanun-
gen der Bundesländer ergibt, daß bis 1987 eine wei-
tere relative Positionsverschlechterung Bremens 
erwartet werden muß. Insbesondere die Investi-
tionsquote Bremens weist absolut und relativ eine 
weiter sinkende Tendenz auf. 

Diese finanzwirtschaftliche Lage des Landes Bre-
men ist das Ergebnis einer jahrelangen Entwick-
lung, die durch unterdurchschnittliche Einnahmen 
und durch unabweisbare überdurchschnittliche 
Ausgaben in wichtigen Aufgabenfeldern gekenn-
zeichnet ist. Trotz restriktiven Ausgabeverhaltens, 
vor allem in den letzten Jahren, entstanden Dek-
kungslücken, die durch eine unverhältnismäßig 
hohe Kreditaufnahme geschlossen werden mußten. 
Dieser Trend hält an. Dabei wird die unterpropor-
tionale Entwicklung insbesondere der Steuerein-
nahmen unmittelbar verursacht durch die sich ab-
schwächende Wirtschaftskraft infolge der Häufung 
von Problembranchen in Bremen und durch den 
Einwohnerschwund vor allem infolge der Abwande-
rung in das niedersächsische Umland. Gleichzeitig 
sind die Ausgaben nur bedingt begrenzbar: Die 
staatliche Daseinsvorsorge, wie in jedem Ballungs-
raum kostspieliger als in weniger dichtbesiedelten 
Gebieten, und die oberzentrale Funktion Bremens 
für das niedersächsische Umland lassen trotz sin-
kender Einwohnerzahl Einsparungen kaum zu. Zu-
gleich sind die Ausgaben für Sozialhilfe infolge der 
hohen Arbeitslosigkeit, für Arbeitsplatzsicherung, 
für den Hochschulausbau und für die stark zuneh-
mende Zinslast aufgrund der wachsenden Verschul-
dung unabweisbar gestiegen. Das strukturelle Defi-
zit infolge des Mißverhältnisses zwischen Steuer- 
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kraft und Finanzbedarf des Landes wird durch den 
Finanzausgleich trotz gestiegener Zuweisungen an 
Bremen nicht beseitigt. Das Ziel des Ausgleichssy-
stems, im Rahmen der gleichmäßigen Deckung des 
Finanzbedarfs des Bundes und der Länder eine der 
Aufgabenverteilung gerecht werdende Finanzaus-
stattung auch des Landes Bremen herzustellen, er-
scheint ohne eine Ergänzung um die vorgesehene 
Bundesfinanzhilfe nach Artikel 104a Abs. 4 GG zu-
gunsten Bremens nicht mehr erreichbar. 

Das Land Bremen steht vor der Aufgabe, die Struk-
turschwäche seiner Wirtschaft durch ökonomische 
Impulse vornehmlich außerhalb der Problemsekto-
ren zu überwinden und auf diese Weise den An-
schluß an die Wirtschaftsentwicklung in den ande-
ren Bundesländern wiederzugewinnen. Durch Bun-
desfinanzhilfen für besonders bedeutsame Investi-
tionen, die Bremen angesichts seiner sinkenden In-
vestitionsquote aufgrund seiner finanzwirtschaftli-
chen Leistungsschwäche ersichtlich aus eigener 
Kraft nicht verwirklichen kann, soll zur Stärkung 
der Wirtschaftskraft des Landes und damit zur Ver-
ringerung des Abstandes gegenüber der Wirt-
schaftslage im übrigen Bundesgebiet beigetragen 
werden. An der Erfüllung dieser Aufgabe hat der 
Bund wegen seiner Verantwortung für die gesamt-
wirtschaftliche Entwicklung im Bundesgebiet und 
wegen seiner Pflicht zur überregionalen Koordina-
tion ein besonderes Interesse. Zudem ist ihm daran 
gelegen, daß das Land Bremen als wichtiger Seeha-
fenplatz gestärkt wird, damit die maritimen Be-
lange der Bundesrepublik Deutschland weiterhin 
uneingeschränkt wahrgenommen werden können. 
Die finanzielle Beteiligung des Bundes erscheint 
geeignet, eine deutliche, den gesamtstaatlichen Be-
dürfnissen entsprechende Erhöhung der bremi-
schen Investitionsquote durch solche Investitionen 
zu bewirken, die zur Stärkung der Wirtschaftskraft 
sowie zur Förderung des Wirtschaftswachstums 
und damit langfristig auch zur Überwindung der 
finanzwirtschaftlichen Leistungsschwäche Bre-
mens beitragen. 

Die Finanzhilfen werden für Verkehrsinfrastruk-
turmaßnahmen von besonderer Bedeutung für die 
Wirtschaft, für die Schaffung neuer Arbeitsplätze 
oder zum Ersatz von Arbeitsplatzverlusten, insbe-
sondere in der Schiffbau-, Stahl- und Fischindustrie, 
vornehmlich für Investitionszuschüsse an Unter-
nehmen, sowie für sonstige Strukturmaßnahmen 
gewährt. Sie betragen insgesamt 300 Mio. DM und 
werden in den Jahren 1985 bis 1987 in gleichen 
Beträgen gewährt. 

II. Besonderes 

Zu §1 

Die Finanzhilfen des Bundes sollen besonders be

-deutsame Investitionen und Investitionshilfen des 

Landes zur Verbesserung seiner Wirtschaftskraft 
ermöglichen. 

Die Finanzhilfen werden zum Ausgleich unter-
schiedlicher Wirtschaftskraft der Freien Hanse-
stadt Bremen im Verhältnis zu den anderen Län-
dern geleistet. Die Mittel werden in den Jahren 1985 
bis 1987 gewährt. 

Zu § 2 

Die Vorschrift bestimmt die Investitionsbereiche, 
die mit den Finanzhilfen gefördert werden können. 

Zu § 3 

Die Vorschrift regelt den Umfang der förderungfä-
higen Ausgaben. Verwaltungskosten des Landes 
werden vom Bund nicht mitfinanziert. 

Zu § 4 

Es wird bestimmt, daß die Finanzhilfen nach Maß-
gabe von Förderungslisten gewährt werden. 

Zu § 5 

Es wird festgelegt, daß die Finanzhilfen des Bundes 
auf 90 v. H. der förderungsfähigen Ausgaben be-
grenzt sind. Außerdem wird die Zahlung der Fi-
nanzhilfen im einzelnen geregelt. Das Verfahren 
entspricht Nummer 1.11 der vorläufigen Verwal-
tungsvorschriften zu § 34 BHO. 

Zu § 6 

Die Vorschrift enthält Regelungen über den Nach-
weis  der Verwendung der Finanzhilfen. 

Zu § 7 

Die Bestimmung enthält die übliche Berlin-Klau-
sel. 

Zu § 8 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Geset-
zes. 


